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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Martin Hagen, Alexander Muthmann, Julika Sandt, Matthias 
Fischbach und Fraktion (FDP) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Gemeinde- und Land-
kreiswahlgesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
hier: Rechtsstellung des Bezirkstagspräsidenten 
(Drs. 18/28527) 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. § 4 Nr. 16 Buchst. c wird wie folgt gefasst: 

„c) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Der Wortlaut wird Satz 1 und es wird das Wort „Der“ durch die Wörter „Die 
Bezirkstagspräsidentin und der“, die Wörter „und sein gewählter Stellvertre-
ter“ werden durch die Wörter „sowie die gewählte stellvertretende Bezirks-
tagspräsidentin und der gewählte stellvertretende Bezirkstagspräsident“ er-
setzt, vor dem Wort „Ehrenbeamte“ werden die Wörter „Ehrenbeamtinnen 
oder“ eingefügt sowie nach dem Wort „Bezirks“ die Wörter „(ehrenamtliche 
Bezirkstagspräsidentinnen oder Bezirkstagspräsidenten), wenn nicht der 
Bezirkstag spätestens am 90. Tag vor der Bezirkstagspräsidentenwahl 
durch Satzung bestimmt, dass sie berufsmäßige Bezirkstagspräsidentinnen 
oder Bezirkstagspräsidenten sein sollen“ eingefügt. 

bb) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2In diesem Fall legt der Bezirkstag mit der Entscheidung über die Berufs-
mäßigkeit der Bezirkstagspräsidentin oder des Bezirkstagspräsidenten 
auch die Höhe der Besoldung nach Anlage 1 des Kommunal-Wahlbeamten-
Gesetzes je nach konkretem Umfang der Aufgaben und Pflichten fest.““ 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Der Nr. 1 wird folgende Nr. 1 vorangestellt:  

„1. In Art. 21 Abs. 2 Satz 1 werden die Nrn. 1 und 2 wie folgt gefasst: 

„1. in denen ein berufsmäßiger Bürgermeister oder eine berufsmäßige Bür-
germeisterin, ein Landrat oder eine Landrätin oder ein Bezirkstagsprä-
sident oder eine Bezirkstagspräsidentin früher als ehrenamtlicher erster 
Bürgermeister oder ehrenamtliche erste Bürgermeisterin dem Amt die 
überwiegende Arbeitskraft gewidmet hat,  

2. in denen der Beamte oder die Beamtin als gewählter Stellvertreter die 
Geschäfte des Landrats oder der Landrätin oder als ehrenamtlicher wei-
terer Bürgermeister oder ehrenamtliche weitere Bürgermeisterin oder 
ehrenamtlicher Bezirkstagspräsident oder ehrenamtliche Bezirkstags-
präsidentin die Geschäfte eines berufsmäßigen ersten Bürgermeisters 
oder einer berufsmäßigen ersten Bürgermeisterin ununterbrochen län-
ger als sechs Monate geführt und die volle Arbeitskraft darauf verwendet 
hat,“.“ 

b) Die bisherigen Nrn. 1 und 2 werden die Nrn. 2 und 3. 
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c) Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 4 und wie folgt gefasst: 

„4. Art. 53 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) 1Für die Entschädigung der ehrenamtlichen Bezirkstagspräsidenten 
und ehrenamtlichen Bezirkstagspräsidentinnen gilt Abs. 2 entsprechend. 
2Die Entschädigung kann um bis zu ein Drittel der in Anlage 3 bestimmten 
Höchstbeträge erhöht werden, wenn neben dem Ehrenamt keine hauptbe-
rufliche Tätigkeit und kein Ehrenamt als erster Bürgermeister oder erste Bür-
germeisterin wahrgenommen wird.““ 

d) Die bisherigen Nrn. 4 und 5 werden die Nrn. 5 und 6. 

e) Nach Nr. 6 wird folgende Nr. 7 eingefügt: 

„7. Art. 58 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) 1Scheidet ein ehrenamtlicher erster Bürgermeister oder eine ehren-
amtliche erste Bürgermeisterin oder ein ehrenamtlicher Bezirkstagspräsi-
dent oder eine ehrenamtliche Bezirkstagspräsidentin durch Tod aus dem 
Amt, so erhalten die Berechtigten nach Abs. 1 Satz 3 als Überbrückungs-
hilfe das Sechsfache der vorher zustehenden laufenden Entschädigung in 
einer Summe. 2Entsprechendes gilt für ehrenamtliche weitere Bürgermeis-
ter und ehrenamtliche weitere Bürgermeisterinnen, für den gewählten Stell-
vertreter des Landrats oder der Landrätin oder des Bezirkstagspräsidenten 
oder der Bezirkstagspräsidentin, wenn sie den Amtsinhaber oder die Amts-
inhaberin im Zeitpunkt ihres Todes ohne Unterbrechung länger als sechs 
Monate vertreten haben.““ 

f) Die bisherigen Nrn. 6 und 7 werden die Nrn. 8 und 9. 

g) Nach Nr. 9 wird folgende Nr. 10 eingefügt: 

„10. In Anlage 1 werden der Tabelle folgende Zeilen angefügt: 

„4. Bezirke 

Bezirkstagspräsidenten und Bezirkstagspräsidentinnen 

entsprechend einer Entscheidung des Bezirkstags 

BesGr 

B 5 bis B 7“.“ 

h) Die bisherige Nr. 8 wird Nr. 11 und es wird in der Anlage 3 vor dem Wort „Be-
zirkstagspräsidenten“ das Wort „Ehrenamtliche“ eingefügt. 

 

 

Begründung: 

In den letzten Jahren haben die Bedeutung und die Aufgaben der Bezirke stetig zuge-
nommen. Damit einher geht eine große Verantwortung der Präsidentinnen bzw. der 
Präsidenten der Bezirkstage. Eine Ausübung dieses Amtes zwingend im Ehrenamt er-
scheint in Anbetracht der gestiegenen Bedeutung nicht mehr angemessen. Die Staats-
regierung erkennt in ihrem vorgelegten Gesetzentwurf zwar an, dass die Anforderungen 
an die Bezirkstagspräsidentin oder den Bezirkstagspräsidenten gestiegen sind, aller-
dings reicht es nicht aus, lediglich die Entschädigung und den Ehrensold anzuheben. 

Um den jeweiligen Anforderungen an Aufgaben angemessen Rechnung tragen zu kön-
nen, soll der jeweilige Bezirkstag eigenverantwortlich entscheiden können, ob seine 
Präsidentin oder sein Präsident das Amt ehrenamtlich oder hauptberuflich ausüben soll. 
Mit derselben Entscheidung soll der Bezirkstag auch festlegen, wie hoch die Besoldung 
der hauptberuflichen Bezirkstagspräsidentin oder des hauptberuflichen Bezirkstagsprä-
sidenten ausfallen soll. Dabei soll er den Umfang der Aufgaben und des Aufwands be-
rücksichtigen. 

Indem dem Bezirkstag diese Entscheidungsmöglichkeit eingeräumt wird, wird auch das 
Selbstverwaltungsrecht der Bezirke gestärkt. 


